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224/J A n fra g e 
A Ab H 1 . Dr .. ~er .a. g. art,· e b, llipl-.-IngQ· i:J 0 heu c h und Genossen 

an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,' 

betreffend Erhebungen über die Erträge in der Landwirtsohaft. 

-.-0-.... 
Am 23.6.1954 hat das Parlament die Beilagen Nr. 211 und Nr.274, betref­

tend das Betriebszählungsgesetz für nicht landwirtsohaftliche Betriebe a~ 
. . 

genommen. Wie aus dem Text dieses Gesetzes und den Brläuterungen zur Beil.,. 

271 hervorgeht, soll das Gesetz nioht nur dem Zweoke dienen. fallweLse 

Zählungen der Betriebe und deren Ein~ichtungen vorzunehmen, sondern wie ee 

den Erfordernissen der modernen Wirtsohaft und Verwaltung entspricht, auoh 

jene statistischen Erhebungen zu pflegen, die zur Beurteilung des wirtschaft­

lichen Erfolges der Betriebe notwendig sind. 

Dieses Ges et z gilt nioht für landwi,rt soha ftliohe Betriebe. 

Mit Rüoksicht daraUf, daß die Landwirtsohaft in 4er Statistik bisher 

Tielfaohsehr stiefmütterlioh behandelt wurde, daß viele Statistiken.U1lc1-ror­

Ichungen in vollständiger Verkennung der Bedeutung der Landwirtsohaft tUr 
.die gesamte Volkswirtsohaft qiesenZwe1g derselben nicht nur bei ihren stati-

stieoh~n Arbeiten, sondern auoh, bei den Sohlußf~lgerungen, die aUS den Statt ... 

tiken gezogen werden, als nebensäohlioh oder unbedeutendbehan,delnl unter 
. -

besonderer Berüoksiohtigung weiters, daß die ErzeugungamCSgliohkeiten, aber 
" , 

. auoh die Fregen der Erzeugungeeteigerung und der Pro~ktivität in d.~ Land­
wirtsohaft' keineswegs so einfachen Gesetzen unt'erliegen, wie dies bei ende­

~en Zweigen der Volkswirtsohaft meist der Fall ist, weil Bodenbeschatfenheit, 

Kli~a, Wetter und Naturereignisse wie nooh andere Umstände dem mensohlichen 

Einflu~se entzogen sind, in weiterer Beaohtung des Umstandes, daS die land-

wirtsohaftliche Erzeugung fast allein ein-er gesetzliohen Preisregelung \U1-

terworten ist und mit Preisen auskommen soll, die nichtainmal die ErzeuBUnSS-

kosten deoken; daß oft Unkenntnis der gegebenen fetl8chen die Ursaohe unge­

rechtfertigter Angri.ffe - gesohürt von politisohen I:hterelsenten - ist, wei­

ters unter Berücksichtigung der Tatsaohe, daß die bestehenden Zustände schon 

vor geraumer Zei t dazu geführt hab en, daß nach amtl;1chen Bte tistü:eJ1 488 

Volkseinkommen der in der JJandwi rt'schaft erb ei tenden Mensohen, lowohl bei den' 

Selbständigen als auch bei den Unselbständigen, we1tunter das AU'iDaß des 
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lUnkommene anderer Berufskreise gesunken ist, und 4. ••. , .. ~_NlaftiSQ.&-v.Qlke-
,,-wtrteC.h~ftlic.bJu1:-~~en sich ergebenden Sohlußf'olg.~, 'daß dieser ZwttatA 

ein beldigea Ende finden mußt soll nicht schwerer, nioht, wiedergutzumaohender 

~ch4den für die geeamteVolkswirtschaft entstehen •• endlich unter Beraokaioh­

tigu.ng dea Umstandes, daß eine Wendung zum Besseren Ulnao, eher eintreten wird, 

~e eher an die Stelle politischer oder willkürlioher Entscheidungen die Be­
rücksichtigung Dachterner, wirtschaftlicher Gegebenheiten tritt, 

aus all diesen, nur zum ~e 11 aufgezählten Erwägungen stellen die. Gefer ... 

ti,·ten an den Herrn Bundesminister für Land-r und Forstwirtschaft die . . . . 
J. n fra g e. 

Ist der Herr Bundesminister bereit • 

. 1. so bald als m8glich eine Besprechung einzuberufen, die sich mit der 

J'ral. befassen soll, wie eine solche Statistik gestaltet werden soll, dem1t 

8ie tür die Beurteilu~ der wirtsohaftlichen 14c.;gliohkeiten in der Land.wirt7 
achatt eine für alle Fälle' geeignete Grundlage abgeben kann, und zu dieser - ' . 
vorbereiten,den AusB})rache nicht nur Vertreter der Kammern für Land .. und 

J'o1"atwirteohaft, der ~ndarbeiterk8J!lI1lern:t Faohleute für 8tatiatiJ,t, vor allem 

aber auoh das Institut fUr Wirtschaftsforschung und sonstige Org$n1satlonen 

und Pers~nen, 'die an der Frage ein Interesse haben, einzuladen, 

2. dafür einzutreten, daß es zu einem einheitlichen Vorgehen bei diesen 

etatistischen Arbeiten in allen Bundesländern kommt, 

}~ dafür zu sorgen, daß die Bundesregierung die notwendigen Geldmittel 

für die Durchführung der Erhebungen bereitstellt; 

4. ,ie,Bundesländer im Verhandlungswege dahin zu bringen, daß mit dereD 

Zuetimmung etwa notwendige Verfassungsänderungen vorgenommen werden können. 
5. nach Erledigung dieser Vorbereitungen dem Parlament eine antepre-

, chen4e Gesetzesvorlage zu unterbrei t en und schließlich 

6. rechtzeit1~ im Verhandlungswege sicherzustellen, daß das Institut 

!Ur Wirtschaftsforschung durch Beiziehung interessierter Vertreter aus der 

Landwirtschaft der Bearbeitung dieses Zweiges der Wirtsohaftsforschung die 

B~8Bte F8rderung angedeihen läßt und die Ergebnisse dieser W1rtschaftator­

sehUng :f'ortla~fend in s'ein~:a.Monatsberiohteh veröffentlicht? 

-o-.-.~.-.-... 
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